en.) * n N . 
7 Sr. Be £ 


in Breblau ? Thlr., außerhalb incl. 
ertlonsgebühr für den Naum 
Petit Fe 1½ Sgr. * 


Bierteljäpriger Wbonnementöpreid 
15 Sgr. In 
N = inftpeitigen Beile 


Mittag - Ansaade. 


Deutſchland. 
O. K. C Reichstags⸗ Verhandlungen. 
11. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
Berlin, 30. September. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find beſetzt. Von Commiſſari 
Bundes find anweſend Präſident Delbrück, v. Liebe u. A. N 
Präſident Sim on zeigt an, daß die von den Abgg. v. Forckenbeck und 
Gen. und Wiggers (Berlin) an den Generalpoſtmeiſter d. Philipsborn gerich⸗ 
teten, den Etat der Postverwaltung betreffenden Anfragen eingegangen, ſofort 
7 Duc gegeben ſind und morgen im Zimmer Nr. 8 zur Einſicht aus⸗ 
egen werden. i 
Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht über den Geſetz⸗ 
Entwurf, betreſſend die Erhebung einer Abgabe von Salz, beſtehend 
aus 21 Paragraphen. Die wichtigſten ſind: § 1. Das ausſchließliche 
Recht des Staates, den Handel mit Salz zu betreiben, wird aufgeho⸗ 
ben. § 2. Das zum inländiſchen Verbrauche beſtimmte Salz 
unterliegt einer Abgabe von 2 Thlr. für den Centner Nettogewicht, 
welche. inſoweit das Salz im Inlande gewonnen wird, von den Producenten 
oder Steinſalz⸗Bergwerksbeſitzern, inſoweit ſolches aus anderen als den zum 
Zollvereine gehörigen Ländern eingeführt wird, von den Einbringern zu ent⸗ 


Nr. 458. 


ich folgenden Antrag ſtellen: „So lange das Militärbudget, alſo auf 4 Jahre, 
bei ift, die volle Salzſteuer von 2 Thlrn. zu bewilligen dann würde ich 
für eine kurze Meder die Steuer auf 1 Thlr. ermäßigen; dann aber, 
wie das Amendement Reinicke es bezweckt, gänzliche Freiheit des Salzes.“ 
Dies geht aber heute nicht. Ich babe deszalb den Antrag geſtellt, die ver⸗ 
langte Salzſteuer nur bis zum 31. Dezember 1877 zu bewilligen, weil an dieſem 
Tage die jetzt vorliegenden Zollvereinsverträge ablaufen und wir von dieſen 
Rückſichten dann frei ſind. 5 a 

Der Vertrag vom 8. Mai d. I., der lediglich zwiſchen Staaten des nord⸗ 
deutſchen Bundes abgeſchloſſen iſt, iſt nicht unüberwindlich, da derſelbe, wie 
ſonſtige Geſetze, auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung abgeändert werden 
könnte. Wir ſind alſo auch hier berechtigt, heute eine andere Beſtimmung zu 
treffen. Anders verhält es ſich mit dem Zollvereinsvertrage; dieſer ift kein 
ſtaats rechtliches, ſondern ein völkerrechtliches Band zwiſchen den norddeutſchen 
und füddeutſchen Staaten, das bis zum Jahre 1877 fortbeſteht. Es if nun 
wohl eine Verkürzung dieſer Friſt möglich, deshalb babe ich das Wort lang ⸗ 
ſtens“ in meinen Antrag eingefügt. Man möge mir nur nicht den Einwand 
machen, daß das Zollparlament dieſe Frage zu erledigen habe. Darauf kon⸗ 
nen wir uns nicht verlaſſen; es iſt noch nicht da. Wir mäflen unſere Pflicht 
than ohne Rückſicht auf ſolche Eventualitäten. Wenn das Zollparlament 
wirklich zuſammentritt, dann wird unſer heutiger Beſchluß eine ſehr nützliche 


; daſſelbe ſein. Bei der Berathung der norddeutſchen Bundes⸗ 
kichten iſt — Folgen Beſtimmungen, betreffend di ie Controle, | Anregung für ben oee De a ee 
die Strafbefinununnen und in § 20 5 Befreien Salz derfaſſung hat man uns, wenn wir geiſtige Güter und Freiheiten ßten, 


i eſagt: „Wir müſſen uns zunächſt mit den großen materiellen Seg⸗ 
Ka les begnügen.“ um 8805 meine Herren, dies iſt eine ma⸗ 
terielle Frage; es handelt ſich hier um die Hebung des Wohlbefindens der 
arbeitenden Klaſſen; löſen Sie dieſe Frage nicht durch eine bloße Bitte an die 
Regierungen, ſondern durch eigene Initiative. Es iſt dies der erſte Schritt 
zu einem beſſeren Aufblühen des norddeutſchen Bundes. (Lebhafter Beifall 
links.) 


abgabe: befreit iſt das zur Ausfuhr, 
kation, zu landwirthſchaftlichen Zwecken 


eig Heringen und ähnlichen Fiſchen, zum Einpöteln, zu gewerblichen 


(mit Ausnahme ſolcher Gewerbe, welche! ngs⸗ und Genußmittel 
für Menschen bereiten, namentlich des Sales für Sabatgfabritate, Mineral: 
waſſer und Bäder), envlich das bei Nothſtänden und an Wohlthätigkeits⸗An⸗ 
ſtalten von der Regierung oder mit ihrer Genehmigung verabfolgte Salz. 


zur Natronſulphat⸗ und Soda⸗Fabri⸗ 
(Fütterung und Düngung), zum Ein⸗ 


des⸗Commiſſar v. Pommer⸗Eſche: Das Amendement Hoverbeck 
Abg. v. Hoderbed (mit der Linken) beantragt den Anfang des $ 2 fo]; Ba net und ich empfehle drin in nung. Wird es ange 
ſo zu faſſen: Das zum inländiſchen Verbrauche beſtimmte Salz unterliegt ift ungeeig o fällt damit der gend ſeine Ablehnung td 94 


ganze Geſetzentwurf und die 
Wonopols it in Frege aetelt, Wergegenmärtigen Sie fh dec den Gang 
der Verhandlungen über dieſe Angelegenhe t. Das ehe 
haus hat der Regierung die Ermächtigung extbeilt, 


Aufgebung 


is ns zum 31. December 1877 einer Abgabe von u. ſ. w. 

Abg. Aßmann (mit Mitgliedern der nationalliberalen und freien parla⸗ 
mentariſchen Fraction): Der Reichstag wolle nach Annahme des Geſetzes be 
ſchließen, den Bundeskanzler aufzufordern, auf eine allmälige Herab⸗ 
ſetzung der Salzſteuer Bedacht 1 nehmen. 

Abg. v. Seydewitz (mit Mitgliedern der Rechten): ... den Bundes 
kanzler aufzufordern, auf möglichft ſchleunige Herabſetzun der Trans» 
portpreije für das Salz auf den Eiſenbahnen in Gemäß heit des Art. 45 
Nr. 2 der Bundes⸗Verfaſſung ſowie auf eine allmälige Herabſetzung 
der Salzſteuer Bedacht zu nehmen. 

Abg. Reincke: 8 2, Das zum inländiſchen Verbrauch beſtimmte Salz, 
gleichviel ob es im Inlande gewonnen, oder aus anderen als den zum Zoll⸗ 
verein gehörenden Ländern eingeführt wird, unterliegt keiner Abgabe. 

3. Für den Transport von Salz wird der Einpfennig⸗Tarif eingeführt. u 
4. Der Steuerausfall im Betrage von 7,856,700 Thlr. wird bis zur Ein- |} 
führung eines e für den norddeutſchen Bund durch 
Matricular⸗Beiträge gedeckt. j 

Ref. Abg. ne e Der Erfolg des vorliegenden Geſetzentwurfes 
wird hoffentlich eine allmälige Herabſetzung des Salfpreiſes fein, wenn auch 
icht in allen Staaten gleichmäßig, indem das Sinken des Preiſes davon ab⸗ 


hervorgegangen. 0 
liche A Vereinbarung mit den Zollvereinsſtaaten, die gegen den 


Was 
Deren der Sache genau bekannt iſte 


kann Sie deszald nur um Ablehnung des Amendements Hoberbed und um 
$ bitten, 

Abg. Förfterling: Die Salzſteuer ift eine ungerechte, weil fie die arbei- 

tenden Klaſſen egi ee del or 5 Höhe und nach der Art 

5 teuern müſſen aber aufgehoben und die 

Ausfälle in den \ auf diejenigen übertragen werden, welche 

verhältnißmäßig den meiſten Nutzen von den Staatseinrichtungen haben und 


nich ( 
bängt, ob der Conſument in der Nähe der Salinen wohnt oder ob erhebliche 

ransportkoſten dazukommen. Es iſt jedoch zu hoffen, daß auch für weiter 
gelegene Plätze ſich der Preis nicht höher ſtellen wird als bisher. Der Preis 
7 Salzes variirte bisher von 3 Thlr. 10 Sgr. pro Ctr. (in Baiern) bis 


Zhlr. 10% Sgr. (in Baden); in Preußen betrug er durchſchnittlich 3 Thlr.] mit Rückſicht auf ihr Einkommen nicht genügend berückſichtigt ſind. Das find, 
rates zuufihlag, ber — . ö Dahn m. H., eigene Worte der königlichen Botſchaft vom 21. 838 1849 an 


betragen ſoll, Ei pro Ctr. ſchätzen, jo daß, da die Salzſteuer nur 2 Thlr. 


1 Erniedrigung der Salzpreiſe ei ird. — Di . 
miſſion beantragt nun einftimmig, das Seel . 3 
Denn zunächſt waltet ein gewiſſer Zwang ob, das Geſetz mö lichſt unver⸗ 
ändert, wenigſtens in den weſentlichſten Beſtimmungen, ae nen mit 
Rückſicht auf die nicht zum norddeutſchen Bunde gehörigen Zollvereinsſtaaten 
denen wir uns vertragsmäßig dazu verpflichtet haben. (Redner wirft ſodann 
einen Rückblick auf die Verhandlungen zwiſchen Preußen und den Zollvereins⸗ 
ſtaaten, die zu dem vorliegenden Geſetzentwurfe geführt haben, zeigt, daß das 
vom preußiſchen Abgeordnetenhauſe angenommene Geſetz, das unter dem Iten 
Auguſt publicirt worden, fait durchweg mit dem vorgelegten Geſetze überein: 
ſtimmt, und führt aus, daß die mit den Staaten des norddeutſchen Bundes 
ſowohl wie mit den ſüddeutſchen Staaten abgeſchloſſenen Verträge die unver⸗ 
änderte Annahme dringend wünſchenswerth machen, zumal durch das Geſetz 

ein unzweifelhafter Fortſchritt in der Geſetzgebung eingeführt werde.) 
In der Commiſſion, fuhr Redner fort, iſt nun die Frage aufgeworfen 
worden, ob der Reichstag nicht den Bundeskanzler auffordern ſolle, auf eine 
allmälige Herabſetzung der Salzſteuer hinzuwirken. Die Majorität der Com⸗ 
miſſion war jedoch der Anſicht, daß ein 4 Antrag zu derſelben Zeit, wo 
gerade die Steuer eingeführt werde, nicht empfehlenswerth ſei. Auch könne 
ein ſolcher Antrag nur dann Erfolg haben, wenn man auch gleich die Mittel 
angebe, um den dadurch entſtehenden Steuerausfall zu decken. Wir haben 
jest ſchon ein Deficit im Etat, das durch Matrikularumlagen gedeckt werden 
muß. Außerdem ift ja der Wunſch nach Ermäßigung dieſer Steuer ein ſo 
ee ke daß man ihn nicht erſt noch durch eine ſoſche Reſolution auszu⸗ 
in Deutf auc; Auch die Commiſſion war einſtimmig dieſer Anſicht; denn 
Slant 5 and veſteht bekanntlich die höchſte Salzſteuer; hoher ſelbſt, als in 
beträgt näme 5 Nele wegen ſeiner hohen indirecten Steuern bekannt iſt; dort 
alzſteuer pro Kopf 6% Sgr., bei uns aber 9 Sgr. 7 0 


die Kammern. In Berlin hat eine Arbeiterfamilie von 5 Perſonen an indi⸗ 
recter Steuer für Fleiſch und Brot allein 6 Thlr. 22 Sgr. zu zahlen, wäh 
rend die directe Steuer nur ca. 1 Thlr. 10 Sgr. betragen würde, Eine Arbeiter 
Familie in Preußen mit 105 Thlr. jahrlichem Einkommen bat allein für Salz 
Nhl. 22 Sgr. Steuern zu zahlen. Die indirecten Steuern belaſten vor 
zugsweiſe nur die arbeitenden Klaſſen, die am meiſten don Brot und Fleisch 
erhoben wird. Im Namen des Arbeiterſtandes, den ich vertrete, ſpreche 
deshalb den dringenden Wunſch aus, daß die Geſetzgebung Rückſicht darau 
nehme, baldigst die indirecten Steuern in directe zu verwandeln. Bei⸗ 
fal links.) 8 
bg. 2 t das Amendement Hoverbeck, da daſſelbe mit 
Mudſth f die Ai Verträge, durch die die Regierung gebunden, 
n pr: ann: Wir ſind weit davon entfernt, blos im Intereſſe 
der Bopularität Amendements zu ſtellen, von denen wir nicht überzeugt find, 
daß fie auch im Verein mit der beſtehenden Geſetzgebung und bei den abges 
ſchloſſenen Verträgen ausführbar wären. Die große Bedeutung der Amende⸗ 
ments und das Manſchenswerihe feiner Ausführung bat Niemand beftritten ; 
ſondern nur die Frage, ob die vorhandenen Rechtsverhältniſſe feine Annahme 
geſtatten. Redner führt ſodann aus a Der dern vom 8. Mai juriſtiſch 
feine längere Giltigkeit habe, als bis übe ezember 1877, und daß das 
Amendement der Fortſetzung des Zollvereins durchaus nicht hinderlich wäre. 
Es ſei mit dem Amendement auch noch gar nicht beſchloſſen, daß die Salz⸗ 
ſteuer dann ganz abgeſchafft werden ſolle, ſondern das Zollparlament und der 
Zellverein lönne nach Ablauf vieler Zeit weiter darüber befinden, Die Herren 
in der Mitte des Hauſes, ſchloß Redner, baben immer eine Contingentirung 
der Steuern befürwortet und gewünſcht, daß die Steuern künftig nur jährlich 
bewilligt würden. Nun, wir kommen Ihnen mit unſerem Amendement in 
Ader di beſcheidener Weiſe entgegen, indem 7 De Steuer nur auf 10 Jahre bemilli- 
ee naele Bedenken müſſen in den Hintergrund treten gegen die gedieteriſche[ gen wollen. Wir find mit Seen, Ewi ateit en und wollen keine 
das Geld, welches durch die Steuer einkommt für jegt| neue Steuer einführen, die für we 9 Wan ſondern dafür ſorgen, 
des Monopols a jedenfalls auch für alle Staaten durch die Aufhebung] daß wir auch das Land wieder dar 7 n inen. (Beifall links.) N 
bitte ich Si größere Vortheile entſtehen, als die Nachtheile der Steuer ſind Abg. Dr. Michaelis: Cs wird er ft chwer, einem ſo bewährten Juriſten, 
tcommiſſareränderte Annahme des Geſetes. wie der Herr Vorredner es iſt, in einer die 1 juriſtiſchen Frage entgegentreten 
nahme des b. Liebe (Braunſchweig): Die unveränderte An- zu müſſen. Aber wenn derſelbe lage bis ebereinkunft dauert nicht länger 
ahme des Geſegzes iſt nothwendig, weil es auf einem Vertrage beruht, der als der Verein, und der Verein weſchl in n ſo iſt das juriſtiſch 
chloſſen iſt und nicht abgeändert werden kann.] nicht richtig. Der Vertrag iſt abgeſe 7 Ir x erdings bis 1877, aber wenn 
5 nicht ein Jahr vor dem Endtermin ur 2 ndigung erfolgt, jo dauert er eine 
weitere Periode fort. Es ift alſo dur 0 ine g, wenn geſagt wird, die 
Uebereinkunft würde nicht alterirt un eine Aenderung in der Zeitdauer, 
auf welche hin die Salzabgabe eingef hrt wird. Die Gemeinſchaft dauert 
nicht bis Ende 1877, ſondern auf 12 Jahre darüber hinaus fort, folglich if 
die Ueberemkunſt ſelbſt eine, wenn nicht e wird, auf unbeſtimmte 
Dauer geſchloſſene. — Wir Alle wünſchen der Sa 


2 in 
go daſſelbe richteten ſich im Groeteuerungsmodus und alle E 


taat war verpflichtet, alle a : ; u bei 
Function, die nanbeötheile zu gleichen Preiſen mit Salz zu ver⸗ 


en kann lich ftell He itigung in kürzerer ode Fr een — — 
erden 1 terzu kommt ine unc del e zu ſtellen und für ihre Beſeilig r längerer Friſt zu ſorgen, 
erden fol, Ian, Hemeinſchaftlich in der Ferm v Mene pes nicht erhoben] nicht blos weil fie eine Kopſſteuer iſt, ſondern auch aus finanziellen 


Gründen. Finanziell ift eine jo hohe Abgabe nur dann zu rechtfertigen, wenn 
mit einer Verbeſſerung fund aeic eng des übrigen Steuerſyſtems der Er⸗ 
trag aus dieſer Abgabe wählt enn die Steuer auf Zucker u. dergl. er» 
mäßigt wird, ſo ſteigt die Confumtion und der Cıtrag der Steuer; der Ein⸗ 
nahme aus der Salzſteuer aber iſt eine ganz beſtimmte enge Grenze geſetzt; 
fie wächſt höchſtens dadurch, daß man Sal dem Salz minder ſparſam um⸗ 
gehe, aber nicht dadurch, daß man mehr Salz verzehrt. Sie iſt alſo als eine 
hohe Abgabe, von der man eine Steigerung erwartet, wenn andere Abgaben 
erleichtert werden, im hoͤchſten Grade ungeeignet. s . 

Der Antrag Hoberbed ſtellt nun der Salzabgabe einen Termin von zebn 
Jahren; ich würde denſelben für wertbvoll halten, wenn er einen kürzeren 
Termin, etwa 3 oder 4 Jahre ftellte. ber meine Herren, haben wir wirklich 
ſo wenig Zutrauen zu der Kraft der öffentlichen Meinung und der Agitation, 
daß wir glauben, die gewünſchte r werde auch nach 10 Jahren noch 
in Frage geſtellt ſein, wenn wir dieſelbe nicht heute ſchon in Ausſicht nehmen ? 

n dieſem Falle aber werden wir nicht nur gehindert, weil hier das geſchaffene 

ertragsverhältniß vorliegt, ſondern es liegt auch ein Votum einer Bundes⸗ 
vertretung bor, an welchem ein großer Theil der Mitglieder dieſes Reichs 
tages betheiligt war, ein Votum, welches nicht nachträglich zu alteriren im 
Intereſſe jeder Landesvertretung liegt. Wir haben alle Urſache, zwiſchen uns 
und den Landesvertretungen, die uns vorausgegangen ſind, den Zuſammen⸗ 
bang zu wahren, alle Urſache, auch als Vo —— das Bertrauen ts 
Regierungen zu rechtfertigen, welche auf Grund eines Votums einer Volks 


i trag abgeſchloſſen haben, 
verge be. b we: Wenn die Sache fo läge, wie der Herr Vorredner ſie 


dine d Gingeinpei, un, norbbeutiche i mien Zollverein. 
digfte bei 5 eit ſchen Bunde, noch im geſam 3 


Abg. Frhr. v. 5 
dem Wunſche einig zu bed 
Nur über die Wege, wie dz eine 5 
loieden. So viel fteht feſt, 5 am beiten geſchehen ſoll, find die Anſichten ver⸗ 

Thalern hervorgerufen wird 
Aan der Bevölkerung über 
enſteuerſtufe 15 


a Sgr. 
1 6 Perſonen 1 Thaler; 


mäß 
5 pa 
a 2 7 1 fu. 
ur Salzſteuer ein Betra von 1 amilie nun 3 Kinder, ſo kommt dazu 
& die unteren Volksklaſſen eine Höhe 
tigtestüberbitrbung durchaus rechtfertigt. 
Wünſche und Forderungen der 


empfehle 


aumöglich ist, die volle Freihei ' 
‚ e Freiheit des Salzes einzuführen. Aber auf alle Fälle 
Gent, ME tote er ve Mn ne die nenbement? ee 
zwecken, die nur die Bundesregi i i i 
Serabfegung zu beiwisten, gierungen bitten, geneigteſt eine 


in anderes Mitt a 
erklären. Wären Lan, nun, dann könnte man ſich wohl damit zufrie 


den 


t 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Ednard Trewendt. ; 


ntrag 
in demſelben bei 
— 1877 gelten. — 


ate Hersenfrähe Mr. ad Ar beng etssbees al Bet. 
Beſtellungen auf die Zeitung 
3 — nn nden Tie ba fes und RNonta⸗ 


Dinstag, den 1. October 1867. 


darſtellt, fo würde in der That für uns gar feine Frage vorliegen. Aber das 
Gee 15 im preußiſchen Abgeordnetenhauſe angenommen iſt, wurde ange⸗ 
nommen zu einer Zeit, wo wir gar nicht wußten, wie der Zollverein 
wieder hergeſtellt werden ſollte. Die Frage, auf wie viel geit er abgeſchloſſen 
werde, ke uns damals gar nicht vor und vielleicht nur Wenige hätten darauf 
damals eine beſtimmte Antwort geben können. Konnte man mich jetzt übers 
zeugen, daß ich mit Annahme dieſes Amendemente die deen de erträge 
invalide mache, ſo würde ich, ſo ſehr mir auch die Salzſache am Herzen liegt, 
ſo ſehr ich wünſche, daß der Preis deſſelben ſich vermindere, doch kein Wort 
mehr für dies Amendement sprechen. Denn ich will vor allen Diagen den 
Zollverein erbalten und das Salzmonopol abgeſchafft wiſſen. 

Von einer beſtimmten Zeit alſo war damals gar nicht die Rede. Spater 
erft hat unfere Regierung die Verträge geſchloſſen, die ſchließlich zum Zoll⸗ 
vereinsvertrage gerührt baben, wie er nun vorliegt; die Regierung hat, kotz. 
dem ihr das Boum des Landtags die Freibeit gab, auf immer pie Merträge 
abfehließen zu können, ſich mit einem Vertrage auf zwolf Jabre Alena der 
alſo mit dem Jahre 1877 fein Ende hat. Nun, m. 25 it ja Niemand der 
Meinung, daß die Salzſteuer in der Höhe, wie fie beſteht, nicht berabzuſetzen 
ſei. Von allen Seiten febe ich Anträge kommen, die ich mit Freuden begrüße, 
die durch unſer Amendement durchaus nicht alterirt werden, darauf 5 
den Preis des Salzes zu ermäßigen. Niemand freut ſich mehr als ich, da 
ſolche Anträge auch von einer Seite geſtellt werden, von der man boffen 
kann, daß fie mehr Einfluß bei der Regierung bat, Was unſer Antrag ſoll, 
iſt einfach das: die Regierung nöthigen, bei Ablauf der yo Zollverein» 
verträge die Frage in der Weiſe wieder vorzunehmen, daß dann das Votum 
der Verſammlung — entweder dieſer oder des Zollparlaments, wenn wir 
das Glück haben ſollten, gemeinſam mit unſeren ſüddeutſchen Brüdern bier 
zu tagen — darüber beſtimmen ſoll, ob die Salzabgabe zu einer a 
Grundlage des Einkommens dieſes Staatsgediets dienen fol. Wir jagen 
nicht: fie ſoll nicht dienen, wir ſagen nur: nach 10 Jahren ſoll dieſe Sache 
noch einmal erörtert werden, die Ne ſoll es nicht als ſelbſtverſtändlich 
betrachten, daß fie vieſe Salzabgabe in dieſer Höhe hat. M. H., ich glaube, 
man kann nicht beſcheidener ſein, als wir es ſind. Wir wollen in keiner 
Weiſe an den beſtehenden Verträgen mängeln, aber wir fühlen uns in uns 
ſerem Gewiſſen verpflichtet, bei einer fo ſchweren, bei einer ſelbſt finanziell 
N Steuer den ſpäteren Landesvertretungen das Wort zu wahren. 

ravo. N 
Abg. Weber (Stade): Wenn von einer Seite, die ſich ſonſt, früher und 
jetzt, nur negirend und proteſtirend in dieſem Hauſe verhalten hat, Anträge 
geſtellt werden, wie der des Herrn v. Hoverbeck, fo könnte man den Verdacht 
hegen, daß dieſer Antrag geſtellt ſei wegen der großen Popularität, die dem⸗ 
ſelben gewiß iſt. (Große Unruhe links) Präſident r. Simſon: Jah per; 
Sie thun nicht gut, eine ſolche Beſchuldigung auszuſprechen. Abg. Weber: 
Ich ſage, es wäre nur moglich, daß man auf dieſen Verdacht kommt; Herr 
d. Kirchmann hat das vorhin ſelber zugegeben. Ich will auf ihn nicht den 
Satz anwenden: qui s’excuse s’accuse, denn in der That, der Antrag kann 
den Herren wirklich keine Popularität verſchaffen; die Steuer ſoll ja erſt nach 
10 Jahten beſeitigt werden. Und in 10 Jahren kann ſich ſehr Vieles ändern. 
Seldſt ohne dieſen Antrag traue ich der öffentlichen Meinung fo viel Kraft 
zu, daß dann dieſe Steuer ſich nicht mehr wird halten können. Außerdem 
überlaſſen wir doch dieſe Sache dem Zollparlament, dem eigentlichen compe⸗ 
tenten Factor hierüber in Zukunft! it Annahme des Hoverbeck ſchen Anz 
trages dagegen wird dies Geſetz, wird ebenſo der Vertrag mit den ſüddeutſchen 
Regierungen aufgegeben. 8 

Abg. Dr. Waldeck: Wenn die Abſchaffung der Salzſteuer etwas Popu⸗ 
läres iſt, und das muß ich ja annehmen, jo iſt dies Populäre zugleich von 
einer jo inneren und unbeſtreitbaren Güte, daß Sie ſich darüber freuen follten, 
wenn eine Sache, die Sie nach ihrem beſten Gewiſſen für gut erkennen, zu⸗ 
gleich populär iſt, und daß Sie dann denjenigen, die da beſtrebt ſind, dieſe 

ute und populäre Sache in einen richtigen Weg zu bringen, daß Sie denen 
fine Bormürfe darüber machen follten, (Bravo) Ich Tann auch gar d 
zugeben; daß wir negirend und proteſtirend verfahren wären, im Gegen 1 
haben wir ganz beſtimmte und pofitive Vorſchläge gemacht; wir unterſcheiden 
uns nur darin von Ihnen (zu den National⸗Liberalen gewendet), daß, wenn 
wir gewiſſe Anträge für gut halten, wir nicht die ſchlechten annehmen. 
(Heiterkeit und Bravo links.) Das ſcheint mir ſo der Unterſchied zwiſchen 
dieſen beiden Theilen des Hauſes zu fein. (Sehr gut!) — Die juriſtiſche 
Frage iſt doch wohl die, daß der Vertrag mit den Regierungen des Zollver⸗ 
eins nicht auf längere Zeit Giltigkeit haben kann, als auf die Dauer des 
Zollvereins ſelbſt. Eine andere Geſtalt könnte die Sache nur dann haben, 
wenn man ſagen wollte, es iſt nun ein für alle Mal den Regierungen dafl 
daß ſie auf das Monopol verzichten, für alle Ewigkeit eine Steuer von zw 
Thalern garantirt. Davon ſteht aber kein Wort da. Wäre das anzunehmen, 
ſo wäre es nicht zu begreifen, daß alle Mitglieder dieſes Hauſes davon über⸗ 
zeugt find, die Steuer müſſe einmal ein Ende nehmen. - 

Der Glaube an die Kraft der Ueberzeugung iſt gewiß ein ehr guter, aber 
man muß doch zugeſtehen, daß alle dieſe Factoren, öffentliche Meinung, Agi⸗ 
tation und Ueberzeugungstreue in unſerer Zeit ganz bedeutenden Schiffbruch 
gelitten haben (Sehr gut! ey und darum find wir 


habe ! „ u ewiß ſehr berechtigt, 
wenn wir einen ganz gelinden Zweifel darüber hegen. 800 ehe davon aus, 
daß der ſchöne Traum, den Sie hegen, was in = Jahren Alles ſein wird, 5 


ſich nicht realiſiren wird, daß ganz einfach der Jollvereinsvertrag dann 
hören wird und daß dann die contrahirende Macht nicht mehr exiſtirt; Br 
für dieſen Fall will ich den Riegel vorſchieben, will der Regierung den Ge 
danken nehmen, es ſei nun für alle Ewigkeit eine Salzſteuer von 2 Thlr, eis 
geführt. Dieſer Satz liegt in dem Verwerſen des Hoverbeckſchen Amende⸗ 
ments. Glauben. Sie denn nicht, daß, wenn nach Ablauf des Vertrages die 2 
Regierung und das Parlament des norddeutſchen Bundes mit ſeinem al Fr 2 
Gewichte zu den Süddeutſchen jagt: wenn ihr nicht dieſe ſchwere, Aach . 
u verantwortende Steuer de wollt, ſo kündigen wir . 
und, glauben Sie denn nicht, daß dieſe dann in demſelben bleiben — en! 
Ich al * ge Den 3 einen — * 1 Are 2 
wend und ni u kündigendes Inſtitut angeſehen wer De 
dieſe Aandigungsfteibeit den Regierungen und dem Parlament, die 1877 fein _ 
werden, offen halten. g Ah nn 
Abg. v. Fordenbed: Ich betrachte dieſe Frage nicht dom smart punkte 
einer politiſchen Partei, ſondern von einem ganz ſachlichen e ie 
Von dem aus aber muß ich ſagen, daß der mtragfteller, Nil egen, als es in 
Freunde dem Amendement eine viel größere Zragmeile ad vor Ertrag 
der That hat. Wird daſſelbe angenommen, jo kommt u Stande kom 
Regierung das Geſetz nicht zu Stande, kann 2 ea: 
weil es feinem Inhalte nach auf einem Vertrage DE 
bei dem, was wir jetzt ſchon haben. e — 
eingeführt ſeit dem 1. Auguft 1866, für — — 
perpetuirliche Steuer von 2 Thlr. für en alfo Sal 
Mit der wisse Arge Gesetzes Breußen ift unter allen Umſtänden vom 
Preußen aufrecht erhalten, bh Bieuer von 2 Thlr. eingeführt. Das 
1. Yuguft 1866 ab eine a ne ſind. Die Folge der Verwerfung 
find Zuftände, die nicht mehr — daß in den Aleinftaaten, in denen biellei 01 
dieſes Geſetzes iſt alſo e weiter bleibt, daß wir in Preußen die 
noch das tonopol 1 Geſetz enthalt, noch nachträglich annehmen müſſen 
Strafbeſtimmungen, die d Verträge mit dem Süden Unordnung hineingebr 
und daß endlich in une tlenbaus in Preußen wohl wie wir 
da ven ee ge eine ge enen eng ab Sunne ee, 
2 . irung un i \ 
; er ohne 9 9 Uotiſirung de 
keine neue Steu die Wahl Nice rn here. 
hr. iſt etwas Beſſeres als 


Daß 
lo 


fen dem Geſetzentwurſe 
f n. Abg. Michaelis der Gerber 
— ch ihn darauf aufmerkſam, daß es 
enden Beitimmungen ſollen „böchſtens“ bis 

über die derſchiedenen Nachtbeile einer 

Hoverbeck ſchen Antrages. zu e 
Punkten dem Abg. v. Forcenbeck a ; 


4 2 


Redner eitet ſich 
Salzſteuer und empfiehlt Annahme des 
g. v. Zehmen ſchließt ſich in allen 


ft. 
nicht weit genug geht, 
nicht weit ge benref 


— 
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* 
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Amendement namentlich e daß daſſelbe dem Zollparlamente und 
deſſen Beſchlüſſen vorgreife; ich weiß in der nicht, ob derſelbe glaubt, 
daß das Zollparlament den bindenden Verträgen gegenüber vollſtändig tabula 
rasa machen könne. Fällt der Geſammtantrag durch Annahme des Amende⸗ 
ments, dann liegt für Preußen die Sache nicht ſchlimmer als bisher, es beſteht 
die geſetzmäßige Steuer von 2 Thlrn. pro Centner, während wir uns dur 
das Amendement das Recht ſichern, ein geſetzliches Fortbeſtehen dieſer Steuer 
über das Beſtehen der andere ne maus zu verhindern. Für uns 
ſpricht auch die innere Nothwendigkeit der Sache, welche die Specialgeſetz⸗ 
gebung auf den Weg der e hindrängt zur Herbeiführung 
einer Gleichförmigkeit in der Steuererhebung und ein ferneres 
der Einzelbeſtimmungen über die Salzſteuerfrage unmöglich macht. Die 
Drohung, daß das Geſetz a nt werden würde, kann uns alſo von 


der Annahme des Amendements nicht zurückhalten. Beſſer, wir hindern jetzt 
ein Geſetz, welches einer ſpäteren beſſeren Geſetzgebung entgegentreten würde. 
Die unerquicklichen und durchaus unprovocirten Aeußerungen des Abg. Weber 
über Popularität weiſe ich entſchieden zurück; ich möchte ihn darauf aufmerklſam 
machen, daß man Popularität — kann, nach oben ſo gut wie nach 
unten, und daß es gerade im Intereſſe des mittleren Theiles des Hauſes liegt, 
mit ſolchen unprovocirten Beſchuldigungen zurückzuhalten. 

Abg. Lasker: Sobald das Bollparlament zuſammentritt, fo geht die Ge⸗ 
ſetzgebung, betreffend die indirecten Steuern, auf daſſelbe über; durch Ver⸗ 
werfung des vorgelegten Geſetzes verhindern Sie, daß die Salzſteuer als ge⸗ 

meinſame Bundesſteuer angewendet werden kann, und verewigen die Laſt für 
Preußen in der jetzt geſezlich beſtehenden Höhe, während durch die Annahme 
deſſelben die behauptete Vermehrung des Druckes thatſächlich nicht herbeige⸗ 
führt wird. Das Hoverbeck ſche Amendement kann wohl als conditio sine 
ua non hingeſtellt werden, wenn fie aber für die Annahme des Geſetzes 
ſind, und ſtimmen nach den gehörten Erklärungen des Bundescommifjarius 
trotzdem für das Amendement, fo thun Sie dies nur in der Gewißheit, doch 
in der Minorität zu bleiben. Es ift leicht, ein Princip aufzustellen, man hat 
aber wohl zuzuſehen, ob man daſſelbe auch am richtigen Orte anwendet; der 
Satz, neue Steuern nur auf eine beſtimmte Zeit zu bewilligen, iſt gewiß rich⸗ 
tig und bei Einführung einer ſolchen würde ich für das Amendement ſtim⸗ 
men, hier aber liegt die Sache ſo, daß für Preußen die Steuer von 2 Tha⸗ 
lern geſetzlich beſteht und daß man das Land nicht entlaftet durch die Weige⸗ 
rung, dieſelbe auf den Bund zu übertragen. Selbſt die, welche mit dem 
Amendement einberftanden find, aber die Annahme des Geſetzes wünſchen, 
E fell al das erſte nicht ſtimmen, da mit Annahme deſſelben das Geſetz 
Abg. M. Wiggers (Berlin): Gegen die Ausführungen des Abgeordn. 
v. Forckenbeck bemerke ich, daß für Preußen das Salzmonopol noch nicht ab⸗ 
Ko und die Steuer von 2 Thlrn. erſt vom 1. Januar 1868 eingeführt 
„Das preußiſche e hat es mithin in dieſem Jahre noch 
in ſeiner Hand, die Beſ mmungen vorher nach unſern Beſchlüſſen zu modifi⸗ 
ceiren. Ueberhaupt geht ein Bundesgeſetz den Einzelgeſetzgebungen vor, es iſt 
alſo nicht möglich, daß in den einzelnen Staaten noch derſchiedene Beſtim⸗ 
mungen über eine der Competenz des Bundes een Angelegenheit beſte⸗ 
n können. Wenn geſagt wurde, daß die Regierung dem Hoverbeck'ſchen 
mendement ihre Zuſtimmung nicht geben werde, jo möchte ich wiſſen, wel⸗ 
chen ſtichhaltigen Grund fie dazu hätte. Sie erhält durch das Geſetz mit dem 
Amendement 0 ene die Zuſtimmung nu dem abgeſchloſſenen Vertrage bis 
zum Jahre 1877, den fie allerdings künd en muß, wenn fie fih dann mit 
dem,⸗Reichstage nicht einigen kann. Die 1 7 1 des Abg. Lasker, wir 
würden für das Amendement nur ſtimmen in der Gewißheit, in der Mino⸗ 
rität zu bleiben, weiſe ich als unberechtigt zurück; ich würde es für eine Ge: 
: wi . nicht ebenſo zu ſtimmen, als wenn der Antrag zur Ans 
ahme kommt. 


tritt 
Schleswig⸗ Holſtein, wo kein Sal 


OSeſetzes drohen kann, verſtehe ich um fo weniger, als ohne dies Geſetz die 


ch der 1 
Referent Abg. Grumbrecht: Ich erkenne an, daß das Hoverbeck'ſche 
Amendement von dem Standpunkte eines Volksvertreters Vieles für ſich hat: 
noch correcter würde ich daſſelbe gehalten haben, wenn es die Steuer nur 
für das Jahr 1868 bewilligen wollte. Obwohl die Genehmigung nun bis 
zum Jahre 1877 ertheilt wird, ſo wird doch Niemand glauben, daß die Buns 
des⸗Regierungen einem Geſetz zuſt immen werden, welches die Bewilligung auf 
eine beklmmie Zeit beichräntt, Das Amendement erreicht aljo feinen Swe 
nicht und ſchadet demſelhen ſogar, denn ich bin der feſten e daß 
die Salzſteuer bis zum Jahre 1877 unmoglich in der jetzigen Höhe bleiben 
kann, auf welcher das Amendement ſie fixiren würde. Die Agitation für 
Herabſetzung würde einſchlafen, und ſchließlich auch 1877 Nichts daran geän⸗ 
dert werden. Der 1 8 Förſterling hat ausgeführt, die Salzſteuer ſei ſchlecht, 
weil ſie eine indirecte Steuer ſei, dies iſt nicht der Fall; nicht die indirecten 
Steuern an ſich find zu verurtheilen — das beweiſt das Beiſpiel Englands 
E ſondern nur dann, wenn fie auf unpaſſende Objecte gerichtet find, wie es 
das Salz iſt. Ich würde mit Vergnügen eine Tabaksſteuer votiren, um das 
Salz von einer Abgabe zu befreien, da ich den Tabak für ein wohl entbehr⸗ 
liches Genußmittel, das Salz dagegen für ein een Lebensbedürfniß 
halte. Durch die Verwerfung des vorliegenden Steuergeſetzes gefährden Sie 
die Entwickelung unſerer Zukunft; wir dürfen uns nicht weigern, für jetzt 
böhere Summen zu zahlen, dafür find wir auch eine Nation geworden. Wer 
den Zweck will, muß auch die Mittel wollen. (Beifall der National⸗Liberalen 
und der Rechten.) f 
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auſes iſt. Dem Abgeordneten für Meiningen bemerke ich, daß wir uns die 
eie rung: 
mendement vor 
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das Geſeß ſtimmen. Wenn gejagt worden iſt, daß in Preußen die Salzſteuer 
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Dr, Reincke: Es wird in den Motiven bes Geſetzes zugegeben, 
daß die künftigen Salzpreiſe die ac des Monopols beflebanden noch 
überjteigen könnten; ich weiß nicht, wie man dies mit der verheißenen Er⸗ 
leichterung in Uebereinſtimmung zu bringen vermag. In England, wo man 
die Salzſteuer nicht hat, werden, während in Deutſchland pro Kopf 16 Pfd. 
Salz kommen, 227, Pfund verzehrt. Den Armen trifft eine ſociale Ungerech⸗ 


ch 9 7 durch deren Beſeitigung wir erſt das einheitliche Band des durch 


ti 
affengewalt zufammengefügten Bundes ſchaffen werden. Der Weg der 
Matritularbeiträge hat zwar ſeine Schwierigkeiten, doch muß man ihn gehn, 
durch den Bund ein einheitliches Einkommenſteuergeſetz geſchaffen ift. 

Bundescommiſſar v. Pommer⸗Eſche erklärt ſich entſchieden gegen das 
mendement des Vorredners. 

Abg. Tweſten: Bei dem Salzſteuergeſetze hat die preußiſche Regierung 
den Fehler begangen, daß das Geſetz, das vor der Annahme der Bundes⸗ 
verfaſſung beſchloſſen worden, erſt nach Annahme derſelben publicirt worden 
iſt. Da nun durch die Bundesverfaſſung dieſe dee der Competenz der 
Einzelſtaaten entzogen iſt, ſo kann das preußiſche Geſetz nicht als giltig be⸗ 
trachtet werden. Das Monopol dauert alſo fort, wenn es nicht durch das vor⸗ 
liegende Geſetz beſeitigt wird, deſſen Annahme ich Ihnen deshalb empfehle. 

Abg. Duncker hat nicht mehr behaupten wollen als der Vorredner aus: 
geführt hat. Die Bundesverfaſſung verweiſt die Salzſteuer ausdrücklich in 
das Gebiet der Bundescompetenz. Die Erklärung des Herrn Commiſſars 
1 5 uns a wir wollen unſern Nachfolgern nur die Freiheit der Ent⸗ 

eidung wahren. 8 

Präsident Delbrück: Ich will durch meine Erklärung Niemand binden, 
ſondern nur die Situation ſchildern, wie ſie iſt und wie fie ſich durch Ans 
nahme des Hoverbeckſchen Antrages geſtalten würde. Ich will dem letzten 
Redner entgegenkommen und die Möglichkeit annnehmen, das Geſetz vom 
9. Auguſt beſtehe nicht zu Recht. Aber es mag in Preußen zu Recht beſtehen 
oder nicht, fo iſt doch die Sache in mehreren anderen Bundesſtaaten noch 
res integra und die Vorlage im Reichstage war ihretwegen nothwendig. 
Alſo weder politiſch noch rechtlich kommt es heute auf die Beantwortung der 
Frage an, ob das Geſetz vom 9. Auguft zu Recht beitebt, ſondern die Frage, 
ob Monopol oder Salzſteuer, wird Beute dem Reichstage vorgelegt, wie fie 


der preußiſchen Landesvertretung ihrer Zeit vorgelegt werden mußte. Dieſe 5 


Nothwendigkeit würde in beiden Fällen eintreten, ſowohl wenn das Geſetz 
vom 9, Auguſt rechtsgiltig iſt, als wenn es rechtsungiltig, d. h. ein leeres 
Blatt Papier iſt, das weder die preußiſche Regierung noch das Abgeordneten⸗ 
und Herrenhaus bindet. Durch Annahme des Hoverbeckſchen Antrages wer⸗ 
den die verbündeten Regierungen in die Unmöglichkeit verſetzt oder können in 
die Unmöglichkeit verſetzt werden, den Vertrag mit den ſüddeutſchen Staaten 
zur Ausführung zu bringen. Denn nicht die ſüddeutſchen Staaten haben 
uns zum Aufgeben des Salzmonopols gedrängt, ſondern wir baben fie 
ehr ernſthaft dazu gedrängt, und wenn wir ihnen jetzt ſagen: Unſer Vertrag 

mmt nicht zu Stande, ſo werden fie uns antworten, daß ihnen das ſehr 
angenehm iſt und daß ſie ſich mit vielem Vergnügen aus der Verpflichtung, 
das Salzmonopol aufzuheben, entlaſſen ſehen. Die Annahme des Hoverbeck⸗ 
ſchen Antrages würde die weitere Folge haben, daß das Salzmonopol in 
Preußen, dagegen die bisherige Abgabe von 2 Thlr. vom Salz in Hannover 
und in Schleswig⸗Holſtein beſtehen bleibt und alle Salzſchranken innerhalb 
des Bundes fortdauern. Mag der Reichstag darüber entſcheiden. 

(Schluß folgt.) 


Breslau, 1. October. Angekommen: Se. Excellenz v. Hasfort, kaiſ. 
ruſſ. General aus Petersburg. „ Fran Gräfin Maltzan aus 


Schloß Militſch. Guering, kgl. preuß. Conſul aus Jaſſy Krug v. Nidda, 
Oberſt⸗Lieut. u. Regiments⸗Commandeur a. Net Prinz iu Schöngich⸗ 
Carolath aus Wiesbaden. (Fremdenbl.) 


Breslau, 1. October. [Städtiſches Theater.] Zu der 
Generalprobe der Hugenotten, welche geſtern Abend ſtattfand, 
hatte ſich im Zuſchauerraum ein äußerſt zahlreiches Publikum einge: 
funden. Nicht nur waren die Spitzen aller Behörden, wir bemerkten 
u. A. Se. Exc. den Ober⸗Präſidenten Frhrn. v. Schleinitz, Se. Exc. 
den Stadt⸗Commandanten General v. Bojanowski, Herrn Polizei⸗ 
Präſidenten Frhrn. v. Ende, Herrn Ober⸗Bürgermeiſter Hobrecht, 
faſt ſämmtliche Mitglieder des Magiſtrats und der Stadtoerordneten⸗ 


ft Verſammlung, Mitglieder der königl. Univerfität, der königl. Regierung 


und der königl. Appellations⸗ und Stadtgerichte, die Directoren der bö- 
beren Lehranſtalten, Mitglieder der Handelskammer u. f. w., ſondern 
auch viele diſtinguirte Perſonen eingeladen; auch den Arbeitern jedes 
Genres, welche an dem großartigen Bau mitgeholfen, waren die oberen 
Räume zur Vefügung geſtellt. So fand denn gewiſſermaßen eine 
natürliche Beſetzung der Zuſchauerräume ſtatt und ſchon die Stim⸗ 
mung dieſes alle Stände repräſentirenden Publikums kann als Progno: 
ſtikon gelten; freilich theilte ſich die Bewunderung deſſelben im An⸗ 
ſtaunen des herrlichen Baues und des geſchmackoollen und ſchönen, 
ſchon oft beſchrlebenen Details der Ausſchmückung und den Genüſſen, 
die vereint dem Auge und dem Ohre durch eine äußerſt wohlge⸗ 
ſchulte Kapelle und neue vorzügliche Decorationen, durch gutes Einzel⸗ 
und treffliches Enſembleſpiel und wahrhaft glanzende Coſtüme geboten 
wurden. So konnte es nicht fehlen, daß ſchon in den erſten Akten bei 
offener Scene lebhafte Applaufe ertönten, die ſich am Schluſſe einzelner 
Akte und der Vorſtellung zu ſtürmiſchen Hervorrufen ſteigerten. Es if 
hier nicht der Ort, auf Einzelheiten einzugehen, wir beſchranken uns 
mit der Schilderung des zufriedenſtellenden Geſammteindrucks und rufen 
der ſtrebſamen Direction ein: Glück auf zur neuen Aera! zu, welche, 
wie einſt bei Erbauung des abgebrannten Theaters am Geburtstage der 
Königin Eliſabet, jo wiederum mit dem glücklichen Zuſammentreffen des 
Geburtstages Ihrer Maj. der Königin Auguſta geſtern eröffnet worden iſt. 


Meteo rologiſche Beobachtungen. 


Ba g . Wind. 
In Barıfer Sinken, 51e 9 2. Euer nen und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur, rometer. ratur. Stärke. 
Breslau, 30. Sept. 10 U. — 331,11 |-+11,7 W. 2. Trübe. 
1. Oct. 6 U. Mrg.] 329,91 [49,8] SW. 2. Regnicht. 


Breslau, I. Oct. [Wafferſtand.] O. P. 13 F. 2 8. UF. — 3.48. 


Telegrapßiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Wien, 1. Oetbr. Der Kaiſer reift definitiv am 18 d. 
nach Paris ab. Die Kaiſerin bleibt zurück, da ſie guter 
a e iſt. Der ſüddeutſche Eiſenbahnverein beginnt beute 
eine Conferenzen in Graz. (Tel. Dep. d. Bresl. 3.) 

Stockholm, 30. Sept. Der König von Schweden hat heute 
glücklich eine Fiſteloperation beſtanden. Der Zuſtand des Königs iſt 
befriedigend. 


ahn — 


. f 8 
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5 ſetalliques 55, 40, 
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Lombard. Eiſenbahn 183, —, 


ERW RT EREE 


1 „ 
rt 


Pia Er 8 — 
. — en 4 7 


Londen 124, 30. Paris 49, 30. Hamburg 91, 40. Kaſsenſcheine —, —. _ 


5 
Napoleonsd'or 9, 35%. Schwacher Börſenbeſuch. 

Wien, 30. Sept. [Abendbörſe.] Credit⸗Actien 177, 90. Nordbahn 
. —. 1860er Losſe —, —. 1864er Looſe —, —. Staats 235, 60. 
Galizier —, —. Steuerfreies Anlehen —, Napoleonsd'or 9, 96. Anglo⸗ 
Auſtria⸗Bank —, —. Ungariſche Creditactien —, —. Völlig geſchäftslos. 

Hamburg, 30. September, Nachmittag 2 Uhr 30 Minuten. Matt und 
gänzlich geſchäftslos. Neue Badiſche Prämien⸗Anleihe 93%. Oeſterr.⸗fran⸗ 
zo ſiſche Staatsbahn 472%, Italien. Rente 46%. Lombarden 365%. 5 X 
Ruſſen de 1862 —. — Schluß⸗Courſe: Hamb. Staats⸗Prämien⸗Anleihe 
89. National⸗Anleihe 53. Oeſterreichiſche Credit⸗Actien 71. Oeſterr. 1860er 
Looſe 655%. Mericaner —. Vereinsbank 110%. Norddeutſche Bank 1174. 
Rhein. Bahn 115%, Nordbabn 927. Altonasfiel —. Finnländiſche Ans 
leibe — —. 1864er Aufl, Prämien⸗Anleihe 95. 1866er Ruſſ. Prämien⸗An⸗ 
leihe 89%. proc. Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 69. Disconto 1% pCt. 

Hamburg, 30. Sept., Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
Locogetreide feſt, auf Termine ebenfalls ſeſt aber beſchränktes Geſchäft. 
Weizen pr. Septbr. 5400 Pfund netto 175 Bancothaler nominell, pr. Herbſt 
170 Br., 169 Gld. Roggen pr. Herbit 128 Br., 127 Gm. Hafer ruhig. 
Rüböl matt ſchließend, loco 23%, pr. October 23%, pr. Mai 25. Spiri⸗ 
tus leblos, 31% nominell. Kaffee ſehr ſtille, ſtarke Rioverladungen ſigna⸗ 
liſirt. Zink feſt. — Wetter kalt und regneriſch. 8 

Paris, 30. Geptbr., Nachm. Hüböt or. September 100. 50, pr. Nobhr.⸗ 
Dezember 99. 50, pr. Januar⸗April 99, 50. Mebl vr. September 87, 00, 

>, Nobbr.⸗Dezember 83, 00. Sotritus pr. October 67, 00. 


Berlin, 30. Septbr. Franzöſiſche Provinzialblätter unterhalten ihre Leſer 
von der Abſicht des Marſchalls Niel, einen Winterfeldzug gegen Preußen zu 
unternehmen. Auf die Pariſer Börſe ſcheint das Eindruck gemacht zu haben, 
und daraus allein können wir uns die ſonſt nicht verſtändliche Flauheit im 
geſtrigen Privatgeſchäft erklären. Andere Gründe haben wir dafür nicht auf⸗ 
zufinden bermocht. Heute war die Stimmung feſter, die Geſchäftsloſigkeit 
war jedoch jo allgemein, daß von einer Tendenz kaum geſprocden werden 
kann. Der heutige jüdiſche Neujahrstag hielt ungefähr zwei Dritttheile der 
regelmäßigen Beſucher von der Börſe fern. Zufälliges Angebot drückte die 
ourje, wie andererſeits eine gefällige Nachfrage den Coursſtand feſter er⸗ 
ſcheinen ließ. Doch läßt ſich im Allgemeinen ſagen, daß Speculationspapiere, 
namentlich öſterreichiſche, in ihrer Haltung von der geſtrigen Flaubeit wenig 
erkennen ließen, wenngleich der Coursſtand ſich felten auf das Niveau vom 
Sonnabend zu erheben im Stande war. Oeſterreichiſche find bäufig erheblich 
niedriger als Sonnabend, ſpeciell Credit. Amerikaner begehrter, wenngleich 
nicht höher als geſtern. Italiener feſt, von Ruſſen Präm Anl. namentlich 
neueſte Emiſſion matt. Rum. Anl. 60 Br. Eiſenbahnaction richteten ſich hin 
und wieder ſteigend, namentlich für Köln⸗Mindener, ſtärkeres Angebot in 
Nordbahn. Oberſchleſ. zu etwas ermäßigten Courſen begehrt, Neat und 
Lombarden niedriger angeboten. Ruſſ. Prioritäten mehrfach gefragt. Preuß. 
Fonds geſchäftslos, in tendenzloſer Haltung. Disconto * 5.8 

(B.⸗ u. 9.3.) 


Berliner Börse vom 30. September 1867. 


Risonbakn-Siamm-Astien, 


fonds. und Gald-Usnrae. 


Frelw. Btasts-Anl, . 1429714 0. — 
stantscan). von i886, 104 br. renn, 
dito 1854. 56. 57,4% 19744 "ba 
dito 1859/4141971, dz 
dite 18561415971) br 
auto 11a 975, ba 
dito 1867/4141974 br. 
dito 185024 (89 % ba. 
dito 1 4 8 bz. 


dito 188204 89 
Staata-Benuld scheine 5 83%, bz. 


Prüm.-Anl. von 188880116 b 
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Benleslsche . . . 4 fo, bz 


Louisd’or 1114, 6. Ost BE. 52. 
Se d en 
Ausländische Fonds. 


52% bz. 
5 196% Na. u. G. 
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Ital, nous 8 proc, Anl. 

Ruda. Engl. Anl. 18625 fes 

dito Poln. Sch.-Obl. 4 63 ½ B. 
Da. 


poln. Ffandbr. ILE. „ 68 dz, [Euüringer ..... 
Liqu. Pfandbr. .... 48 B. 
Poln. Obl. à 500 Fl. 14 n 
to à 300 Fl. s 50% B. 
Karbess. 40 Thlr. Obl, 52½% G. 
Za den. 35 Fl. Loose — |29 B. 
Amerikan. 8t.-Anl. 76 à ½ bz. 


. 
Zlzenbaha-Prleritäts-Aetlen. — 
Berg.-Märkleche . 
dito u 


dito V. 4% 

dito III. v. gt. 20g. I 
Cöln-Mindon 97 8 

dito 


dito nz la 
dito * 
dito iv. 


dito V. 
208.-Oderb, (Wilh.) . 


dito. III. Hl — — 
dito IV. Em. 1 2 
Gal. Ludwigab. 4 |#0'% bz, 
Niederechl.-Märk. 44 488 ½ d 
dito nv. 4 
dito il 165 B 
dito Tv. — — 
Naschl. Zweigb. L. C. 
Obarachles. 4. 
to B. — 
dito — er 
dito D. 4 |86 
dio K. nee 
dito E 1 
dio .. 1 9 
Ocat.-Fran n. d ’ 
Oest. südl. 8t.-B, 2 1 — 3 bu 
Phein. v. St, gar. . 25 6 B. u, 10 5 1 @ 
. UBRRENEEN  n 


Rhein-Nahe-B, gar. . 


Berlin, 30. 3 
lr. Br., — 
bn She, . 24 Tilt 
% Alx. Deze ber. 1. Ol, 
Mai 194 Thlr. bez. und Br., 


Roggen loco 72—73 Thlr. bez. — Rübsl 
Spiritus loco ohne Faß 22% Thlr. bez., 
„bez. und Br., % Thlr. Gld., t.⸗Nov. 19% 

Nov.⸗Dezbr. 19 Thlr. vez. und Br., April⸗ 
. Thlr. Gld. 


Gerchäftanertebt 
großent blieb in' = 
e * in gelber Waare allſeitig begehrt, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher 
tig 

bezahlt. — 0 
85 Sgr. bezablt. — Gerſte behauptet, pr. 74 Pfd. gelbe 56 - 58 Schr., helle 


59 Sat., weiße 60 —62 Sg., feinſte Sorte fiber Notiz bezablt. — Hafer 
behauptet, pr. 50 Pfd. 30.—3 Sgr., feinſte Sorte 34 Bor bezahlt. — Erbſen 
nen uin le Bar 17 Ne > Deli ade in feſter 2 
N e Umſatz. — aglein mehr angeboten. — Rapskuchen 
ruhig, 49—52 Sgr. pr. Ctnt. x n 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schl. 
Weißer Weizen m a 98-—104—110 Bohnen 80—85—90 
Gelber Weizen 97104109 Sgr. pr. Sad ö 150 Pfd. Brutto. 
Wengen un... es 8183-85 Schlag⸗Leinſaat . 190 200210 
Sende t c nn 028 56 5962 Winter-Raps....... 182—195—208 
Hafer un 2 sr 30—32—34 Winter⸗Rübſen . 178 —188—196 
S 65—69—73 Sommer⸗Rübſen. . 158 —168—182 
Wicken aut. 40 —50—54 Leindotter 145 —160—170 


Kleeſaat ſchwacher Umſatz, rothe 14—16 Thlr. pr. Ctr. 
Kartoffeln pr. Sack a 150 Pfd. 34— 36 Sgr., Metze 14 —2 Sgr. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Groß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


5 


